
 
Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD  

zu dem Gesetzentwurf  

der Fraktionen der CDU und der FDP 

für ein Zweites Gesetz zur Modernisierung des Dienstrechts in 

Hessen (Zweites Dienstrechtmodernisierungsgesetz - 2. DRModG)  

in der Fassung der Beschlussempfehlung und des Zweiten Berichts 

des Innenausschusses 

Drucks. 18/7339 neu zu Drucks. 18/7236 zu Drucks. 18/6558 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 
 
1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

  aa) Nach § 114 wird folgende Angabe eingefügt: 

   "§ 115  Hilfspolizei" 

  bb) Die bisherigen §§ 115 bis 122 werden zu den §§ 116 bis 
123. 

 b) In § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

  "(3) Die Vorschriften des § 69 Abs. 2 und 3 werden auf Tarifbe-
schäftigte des öffentlichen Dienstes entsprechend angewandt. 
Günstigere tarifvertragliche Regelungen werden nicht berührt." 

 c) In § 67 Abs. 1 ist das Wort "langfristige" zu streichen 

 d) In § 80 Abs. 5 werden nach dem Wort "Leistungen" das Komma 
und die Wörter "über Selbstbeteiligungen und Eigenanteile" ge-
strichen. 

 e) Es wird folgender neuer § 115 eingefügt: 

  "§ 115 
Hilfspolizei 

  Für die Hilfspolizeibeamtinnen- und beamten der Kommunen im 
Sinne des § 99 HSOG gilt § 112 sinngemäß." 

 f) Die §§ 115 bis 122 werden zu den §§ 116 bis 123. 
 
2. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In § 28 Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

  "Bei Beförderungen wird die in der niedrigeren Besoldungsgruppe 
erreichte Stufe in der höheren Besoldungsgruppe fortgeführt; die 
in dieser Stufe verbrachten Zeiten werden auf den weiteren Stu-
fenaufstieg angerechnet." 

 b) § 29 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Abs. 1 wird folgender Satz 2 neu eingefügt: 

   "Erfahrungszeiten nach Satz 1 stehen gleich: 

   1.   Zeiten einer Kinderbetreuung von bis zu drei Jahren 
für jedes Kind (Kinderbetreuungszeiten), 
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   2.   Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem 
Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (El-
tern, Schwiegereltern, Ehegattinnen und Ehegatten, 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern, Geschwis-
tern oder Kindern) von bis zu drei Jahren für jeden 
nahen Angehörigen (Pflegezeiten)." 

  bb) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

   aaa) Nr. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

    "1.  Zeiten nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3, 

    2.  Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten nach 
Abs. 1 Satz 2," 

   bbb) Die bisherige Nr. 3 wird gestrichen. 

   ccc) Die bisherigen Nr. 4 und 5 werden zu den Nr. 3 und 4.  
 
3. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

 In § 56 Abs. 4 wird folgender Satz 5 angefügt: 

 "Bei einer Anhebung des Grundgehalts nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 ist der 
Kindererziehungszuschlag nach Satz 1 entsprechend zu berücksichti-
gen." 

 
4. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

 a) Es wird folgende Nr. 5 neu eingefügt: 

  "5. § 37 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

   "(2) Der Vertrauensmann der Zivildienstleistenden bzw. 
die Sprecherin bzw. der Sprecher der Freiwilligen nach § 
19 Bundesfreiwilligendienstgesetz in der Fassung vom 28. 
April 2011 (BGBl. I S. 687) hat das Recht, an Sitzungen 
des Personalrats der Dienststelle mit beratender Stimme 
teilzunehmen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, 
die die von ihnen jeweils vertretenen Personen betreffen." 

 b) Die bisherigen Nr. 5 bis 7 werden zu den Nr. 6 bis 8. 

 c) Die bisherige Nr. 8 wird aufgehoben. 
 
5. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

 a) Es wird folgende neue Nr. 6 eingefügt: 

 "6.  In § 38 Abs. 2 Satz 1 wird nach dem Wort "Beamten" das 
Komma gestrichen und es werden die Wörter "Angestellte 
und Arbeiter" durch die Wörter "und Arbeitnehmer" er-
setzt. 

 b) Die bisherige Nr. 6 wird zu Nr. 7. 
 
6. Art. 25 wird wie folgt geändert: 

 a) Es wird folgende neue Nr. 1 eingefügt: 

  "1. § 1 wird wie folgt geändert: 

   a)   Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

       "(2) Bei hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Beam-
ten im Schicht- oder Wechseldienst und bei Polizei-
vollzugsbeamten auf Lebenszeit im Spezialeinsatz-
kommando, in einem mobilen Einsatzkommando, in 
der Polizeihubschrauberstaffel oder in einer operati-
ven Einheit im Außendienst mit regelmäßig wech-
selnder Arbeitszeit und regelmäßig wechselndem 
Arbeitsort beträgt die regelmäßige Arbeitszeit bei 
Vollzeitbeschäftigung im Durchschnitt 40 Stunden 
pro Woche."" 

   b)   Die bisherigen Abs. 2 bis 6 werden zu Abs. 3 bis7. 

   c)   In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe "Abs. 1" durch die 
Angabe "Abs. 1 und 2" ersetzt. 
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   d)   In Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe "Abs. 1" durch die 
Angabe "Abs. 1 und 2" ersetzt. 

 b) Die bisherige Nr. 1 wird zu Nr. 2 und wie folgt geändert: 

  aa) Buchst. a erhält folgende Fassung: 

   "a)  Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

       "(1) Hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Beamten 
mit einer durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
von 42 Stunden pro Woche wird ab dem 1. Januar 
2007 eine Arbeitsstunde pro Kalenderwoche auf 
einem Lebensarbeitszeitkonto gutgeschrieben. Den in 
§ 1 Abs. 2 genannten Beamtinnen und Beamten, die 
bis zum Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Mo-
dernisierung des Dienstrechts vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des 2. DRModG] mit 
einer durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
von 42 Stunden pro Woche tätig gewesen sind, wird 
für den Zeitraum ab dem 1. Januar 2007 bis zum In-
krafttreten des Zweiten Dienstrechtmodernisierungs-
gesetzes eine Arbeitsstunde pro Kalenderwoche auf 
einem Lebensarbeitszeitkonto gutgeschrieben. Satz 1 
und 2 gelten nicht für Beamtinnen und Beamte auf 
Widerruf, Beamtinnen und Beamte auf Zeit sowie 
Beamtinnen und Beamte, die jederzeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt werden können. Eine 
Gutschrift erfolgt ausschließlich für Zeiten, in denen 
Besoldung gewährt wird. Bei auf Krankheit beruhen-
der Unfähigkeit zur Erfüllung der Dienstpflicht so-
wie bei Abwesenheit vom Dienst wegen Kur oder 
Heilbehandlung wird ab Beginn der siebten Woche 
keine Zeit gutgeschrieben; das Gleiche gilt bei Wie-
dereingliederungsmaßnahmen nach § 6."" 

 c) Die bisherige Nr. 2 wird zu Nr. 3. 
 
7. Es werden folgende Art. 26 und 27 neu eingefügt: 

 "Artikel 26 
Änderung der Verordnung über die Arbeitszeit der  
hessischen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten 

 Die Hessische Polizeiarbeitszeitverordnung in der Fassung vom 11. 
Dezember 2009 (GVBl. I S. 749), geändert durch Verordnung vom 
21. Februar 2013 (GVBl. S. 89), wird wie folgt geändert: 

 1. In § 1 wird die Angabe "zuletzt geändert durch Verordnung vom 
7. Juli 2009 (GVBl. I S. 270)" durch die Angabe "zuletzt geändert 
durch Gesetz vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
des 2. DRModG] ersetzt. 

 2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

  "(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt im Durchschnitt 

 
bis zur Vollendung des fünfzigsten Lebensjahres 42 Stunden 

pro Woche, 
ab Beginn des einundfünfzigsten Lebensjahres bis 
zur Vollendung des sechzigsten Lebensjahres 
 

41 Stunden 
pro Woche, 

ab Beginn des einundsechzigsten Lebensjahres 40 Stunden 
pro Woche. 

 
  Für den Schicht- oder Wechseldienst und für Spezialeinsatzkom-

mandos, mobile Einsatzkommandos, die Polizeihubschrauberstaf-
fel und für operative Einheiten im Außendienst mit regelmäßig 
wechselnder Arbeitszeit und regelmäßig wechselndem Arbeitsort 
beträgt die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung im 
Durchschnitt 40 Stunden pro Woche. Stichtag für die Bemessung 
der Arbeitszeit ist der Erste des Monats, in dem das fünfzigste 
oder sechzigste Lebensjahr vollendet wird. Die regelmäßige 
Arbeitszeit der hauptamtlich tätigen schwerbehinderten Polizei-
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vollzugsbeamtinnen und -beamten beträgt im Durchschnitt 40 
Stunden pro Woche." 

 
Artikel 27 

Änderung der Verordnung über die Arbeitszeit  
der bei den hessischen Justizvollzugsanstalten  

tätigen Beamtinnen und Beamten 
 
Die Verordnung über die Arbeitszeit der bei den hessischen Justizvollzugs-
anstalten tätigen Beamtinnen und Beamten in der Fassung vom 11. April 
2011 (GVBl I S. 183), geändert durch Verordnung vom 28. Oktober 2012 
(GVBl. S. 404), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 1 wird die Angabe "zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. 

Juli 2009 (GVBl. I S. 270)" durch die Angabe "zuletzt geändert 
durch Gesetz vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
2. DRModG] ersetzt. 

 
2. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
 "(1) Bei Schichtdienst und bei Dienst in Wechselschichten ist bei 

Vollzeitbeschäftigung eine regelmäßige Arbeitszeit von 40 Stunden in 
der Woche (320 Stunden in acht Wochen) zugrunde zu legen." 

 
8. Die bisherigen Art. 26 bis 27 werden zu Art. 28 bis 29. 
 
9. Der bisherige Art. 28 wird zu Art. 30 und wie folgt geändert: 
 
 a) Die Nr. 1 wird aufgehoben. 
 
 b) Die Bezeichnung "2" wird gestrichen. 
 
10. Die bisherigen Art. 29 bis 33 werden zu Art. 31 bis 35. 
 
 
Wiesbaden, 8. Mai 2013 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 

 
 
 


